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13.
Internationale Umweltabkommen
Kyoto:


Klimaschadstoffe: CO2, CH4, Methan




Emissionsänderung der Industrieländer um 5,2% gegenüber 1990 (( gilt bis 2012)

Industrieländer:

Referenzfall Status quo (gegenwärtiger Zustand), gleiche Emissionsminderung für alle 

Entwicklungsländer:
Jeder soll das gleiche Recht haben zu emittieren. (US-Bürger emittiert 100 mal so viel 

                                           CO2 u.a. wie ein Bürger von Bangladesh 

Kompromiss:

Die Entwicklungsländer brauchen erst mal gar nichts zu tun, die Industrieländer orientieren sich am gegenwärtigen Zustand (1990).

Flexible Mechanismen:
Umweltschützer:
Freikauf von Verpflichtungen ist nicht in Ordnung


Ökonomen: Handel ist effizient, weil man dort vermeiden soll, wo es am billigsten ist 

                                                               (50 bis 60 % Ersparnis bei Erreichung des selben Umweltziels)

Problem:

1990 als Basisjahr

Übertragung von Emissionsvermindernden Technologien an Entwicklungsländer ist möglich und anrechenbar ( Clean Development Mechanism

( Das Kyoto - Protokoll hat nur Rumänien unterschrieben



Anhang:

LUFTVERSCHMUTZUNG

Protokoll von Kyoto über Klimaänderungen 

1) ZIEL

Kampf gegen die Klimaänderungen durch eine internationale Aktion zur Verringerung der Emissionen bestimmter Treibhausgase, die zur weltweiten Erwärmung beitragen

2) RECHTSAKT

Beschluss des Rates vom 23. März 1998 über die Unterzeichnung eines Protokolls zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen durch die Europäische Gemeinschaft [KOM (98) 96 endg.- nicht im Amtsblatt veröffentlicht].
3) ZUSAMMENFASSUNG

1. Am 4. Februar 1991 ermächtigte der Rat die Kommission, im Namen der Gemeinschaft an den Verhandlungen zu einem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen teilzunehmen. Dieses Übereinkommen wurde am 9. Mai 1992 in New York angenommen. Das Rahmenübereinkommen wurde von der Gemeinschaft nach einem Beschluss vom 15. Dezember 1993 ratifiziert [Amtsblatt L 33 vom 07.02.1994]. Es ist am 21. März 1994 in Kraft getreten.

2. Das Übereinkommen von New York gilt als Erfolg, da es dazu beigetragen hat, weltweit das öffentliche Bewusstsein für die mit den Klimaänderungen verbundenen Probleme zu schärfen. Doch wurde das Ziel einer Stabilisierung der Treibhausgasemissionen und insbesondere der CO2-Emissionen nicht erreicht.

3. Daher haben die Vertragsparteien des Übereinkommens auf ihrer ersten Konferenz im März 1995 in Berlin beschlossen, ein Protokoll über Maßnahmen zur Verringerung der Emissionen nach dem Jahr 2000 in den Industrieländern auszuhandeln.

4. Nach den Arbeiten der Ad-hoc-Gruppe "Berliner Mandat" wurde das Protokoll am 10. Dezember 1997 in Kyoto verabschiedet. Das Protokoll ist nicht so ehrgeizig wie die Verhandlungsziele der Europäischen Union, die vorgeschlagen hatte, die Emissionen von Kohlendioxid, Methan und Stickoxiden bis zum Jahr 2010 um 15 % zu senken (mit einem Zwischenziel von 7,5 % für das Jahr 2005). Dennoch bedeutet es einen wichtigen Schritt im Kampf gegen die globale Erwärmung, da es verbindliche und mengenmäßige Ziele für die Begrenzung der Treibhausgasemissionen enthält.

5. Das Protokoll von Kyoto betrifft folgende sechs Treibhausgase:

· Kohlendioxid (CO2) 

· Methan (CH4) 

· Distickstoffoxid (N2O) 

· teilhalogenierte Fluorkohlenwasserstoffe (H-FCKW) 

· perfluorierte Kohlenwasserstoffe (FKW / PFC) 

· Schwefelhexafluorid (SF6) 

6. Die Vertragsparteien verpflichten sich, ihre Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2008-2012 um mindestens 5 % unter das Niveau von 1990 zu senken. Anhang 1 enthält die mengenmäßigen Verpflichtungen, die die Vertragsparteien eingegangen sind.

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft müssen ihre gesamten Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2008-2012 um 8 % gegenüber 1990 verringern.

7. Für den Zeitraum vor 2008 verpflichten sich die Vertragsparteien, bis spätestens 2005 nachweisbare Fortschritte bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen zu erzielen.

Die Vertragsparteien, die dies wünschen, können das Jahr 1995 als Bezugsjahr für die Emissionen von H-FCKW, FKW und SF6 verwenden.

8. In dem Protokoll werden mehrere Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele vorgeschlagen:

· Verschärfung oder Aufstellung einer nationalen Strategie zur Verringerung der Emissionen (Verbesserung der Energieeffizienz, Förderung einer umweltverträglichen Landwirtschaft, verstärkte Nutzung erneuerbarer Energieträger ...) 

· Zusammenarbeit mit den anderen Vertragsparteien (Erfahrungs- und Informationsaustausch, Koordinierung der nationalen Strategien zur Verbesserung ihrer Wirksamkeit, Zusammenarbeit in Bezug auf Emissionsrechte, gemeinsame Umsetzung, nachhaltige Entwicklung) 

9. Die Vertragsparteien führen spätestens ein Jahr vor Beginn des ersten Verpflichtungszeitraums ein nationales System zur Abschätzung der anthropogenen Emissionen aller nicht durch das Montrealer Protokoll geregelten Treibhausgase aus Quellen und des Abbaus solcher Gase durch Senken ein.

10. Eine Prüfung der Verpflichtungen ist spätestens 2005, für den zweiten Verpflichtungszeitraum, vorgesehen.

11. Das Protokoll wurde im Namen der Europäischen Gemeinschaft am 29. April 1998 unterzeichnet.

4) DURCHFÜHRUNGSMASSNAHMEN 

5) WEITERE ARBEITEN

Am 23. Oktober 2001 hat die Kommission einen Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über die Genehmigung des Protokolls von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen im Namen der Europäischen Gemeinschaft sowie die gemeinsame Erfüllung der daraus erwachsenden Verpflichtungen vorgelegt [KOM (2001) 579 endg.- nicht im Amtsblatt veröffentlicht]. 
Durch diesen Vorschlag soll das Protokoll von Kyoto im Namen der Europäischen Gemeinschaft (EG) genehmigt werden, damit es bis zum im September 2002 stattfindenden Weltgipfel von Johannesburg über die nachhaltige Entwicklung in Kraft treten kann. Da die Umsetzung des Protokolls teilweise unter die Zuständigkeit der EU und teilweise unter die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fällt, wurde beschlossen, dass die Mitgliedstaaten ihre Ratifikationsurkunden gleichzeitig mit der EU, spätestens jedoch am 14. Juni hinterlegen, so dass ein Inkrafttreten am 11. September möglich ist. Die Mitgliedstaaten werden gemäß ihren Verpflichtungen aus dem Protokoll dafür sorgen, dass die in Anhang II des Vorschlags festgelegten Emissionsmengen nicht überschritten werden.











Ihr habt einen Fehler gefunden? Das Skript ist unvollständig? Ein Thema hat sich geändert?





Aufgaben aus den Übungen, Kommentare oder sonstige Ergänzungen sowie die Beseitigung von Rechtschreibfehlern sind notwendig um die Mitschriften weiter zu verbessern und sie mit der Zeit nicht unbrauchbar  werden zu lassen!





Also helft mit die Skripte auf dem neusten Stand zu halten!
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